
Förderverein Bürgernetz München Land e.V. Satzung

§ 1  Name, Sitz, Geschäftsjahr
1) Der Verein führt den Namen

"Förderverein Bürgernetz München Land e.V."
2) Er  ist  unter  der  Nummer  VR 15564  in  das  Vereinsregister 

beim Amtsgericht München eingetragen.
3) Der Verein hat seinen Sitz in 85640 Putzbrunn.
4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2  Vereinszweck
Zweck des Vereins ist die Förderung der Volksbildung und der 
beruflichen Bildung. Der Verein wird zu diesem Zweck

1) interessierte Bevölkerungskreise durch geeignete  Veranstal-
tungen und Veröffentlichungen an moderne Informations- und 
Kommunikationstechniken,  insbesondere das Internet  heran-
führen,

2) hierzu  Fortbildungsveranstaltungen und Seminare  durchfüh-
ren und geeignetes Lehrmaterial erstellen und abgeben,

3) mit  steuerbegünstigten  Einrichtungen  zusammenarbeiten, 
soweit diese vergleichbare Zwecke verfolgen.

4) mit  geeigneten  Einrichtungen,  Vereinen  und  Verbänden 
zusammenarbeiten  oder  sich  an  ihnen  beteiligen  um  das 
Vereinsziel zu fördern.

§ 3  Gemeinnützigkeit
1) Der  Verein  verfolgt  ausschließlich  und  unmittelbar  gemein-

nützige Zwecke im Sinne des Abschnitts  "Steuerbegünstigte 
Zwecke" der Abgabenordnung.

2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster  Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke.

3) Mittel  des  Vereins  dürfen  nur  für  die  satzungsgemäßen 
Zwecke  verwendet  werden.  Die  Mitglieder  erhalten  keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

4) Es darf  keine Person durch Ausgaben,  die dem Zweck  der 
Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt wenden.

5) Bei  Auflösung des Vereins oder  bei  Wegfall  steuerbegünstigter 
Zwecke  fällt  das  Vermögen  des  Vereins  an  den  Landkreis 
München, der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige 
Zwecke im Sinne dieser Satzung zu verwenden hat.

§ 4  Mitglieder
1) Mitglied kann jede natürliche und juristische Person wenden.
2) Der Antrag  auf  Aufnahme in den Verein ist  schriftlich beim 

Vorstand einzureichen.  Über  die Aufnahme  entscheidet  der 
Vorstand  bzw.  ein  von  ihm  entsprechend  beauftragtes 
Vorstandsmitglied.

3) Mitglieder  aus  sich  auflösenden  Vereinen  mit  gleichem 
Vereinszweck werden vom Förderverein Bürgernetz München 
Land e.V. ohne Beitrittserklärung übernommen, sofern es die 
Mitgliederversammlung des  auflösenden Vereins beschließt. 
Die pauschale Aufnahme solcher Mitglieder  ist jeweils  vom 
Vorstand zu beschließen.  Diese Mitglieder  haben ein zwei-
monatiges Widerspruchsrecht.

4) Die  Mitgliedschaft  beginnt  mit  der  schriftlichen  Bestätigung 
durch den Vorstand.

5) Die Mitgliedschaft endet

• mit dem Tod,
• durch Austritt oder
• durch Ausschluss aus dem Verein.

6) Der Austritt ist schriftlich spätestens drei Monate vor Jahres-
ende gegenüber  dem Vorstand zu  erklären.  Über  den Aus-
schluss entscheidet der Vorstand.

7) Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen, ins-
besondere  wenn gegen die  Vereinsinteressen,  die Satzung 
oder  Beschlüsse der  Vereinsorgane verstoßen wurde.  Aus-
schlussgrund ist  auch,  wenn der  fällige Jahresbeitrag  nicht 
binnen  1  Monat  nach  Aufforderung  auf  dem  Konto  des 
Vereins  eingegangen  ist.  Dem  Mitglied  ist  vorher  zwei 
Wochen  Gelegenheit  zu  geben,  sich  schriftlich  zu  äußern, 
bevor der Vorstand über den Ausschluss entscheidet. Gegen 
den  Ausschluss  kann  Berufung  zur  nächsten  Mitglieder-
versammlung eingelegt werden, die dann beschließt.

8) Kommunikation  innerhalb  des  Vereins  erfolgt  grundsätzlich 
auf elektronischem Weg (insbes. Über E-Mail).

§ 5  Ehrenmitgliedschaft
Der  Vorstand  kann  für  außerordentliche  Verdienste  um  den 
Verein  die  Ehrenmitgliedschaft  verleihen.  Der  Beschluss  des 
Vorstandes  muss  mit  Dreiviertelmehrheit  gefasst  werden.  Das 
Ehrenmitglied  ist  von  der  Entrichtung  von  Vereinsbeiträgen 

befreit, es erhält kostenlosen Eintritt zu allen Veranstaltungen des 
Vereins.

§ 6  Mitgliedsbeiträge
Von  den  Mitgliedern  wird  ein  Jahresbeitrag  erhoben,  dessen 
Höhe die Mitgliederversammlung festsetzt. Der Mitgliedsbeitrag 
bleibt bis zu einer  Änderung durch die Mitgliederversammlung 
bestehen.  Der  Mitgliedsbeitrag  wird  grundsätzlich  per 
Lastschrift  eingezogen.  Nur  ausnahmsweise  ist  auch  eine 
Überweisung  zulässig,  die  jährlich und im Voraus  zu  erfolgen 
hat, ohne dass es einer Rechnungsstellung bedarf.

§ 7  Organe des Vereins
Organe  des  Vereins  sind  der  Vorstand  und  die  Mit-
gliederversammlung.

§ 8  Vorstand / erweiterter Vorstand
1) Der  Vorstand  besteht  aus  dem  1.  Vorsitzenden  und  dem 

2. Vorsitzenden.  Sie  vertreten  den  Verein  gerichtlich  und 
außergerichtlich  einzeln,  jeder  für  sich  allein.  Im  Innenver-
hältnis gilt: Der zweite Vorsitzende darf nur bei Verhinderung 
des 1. Vorsitzenden tätig werden. Dem erweiterten Vorstand 
gehören  ferner  der  Schriftführer  und  der  Schatzmeister  an. 
Eine Personalunion ist auf maximal zwei Vorstandsposten pro 
Person  begrenzt.  Die  Posten  des  1.  und  2.  Vorsitzenden 
dürfen nicht gleichzeitig von einer Person bekleidet werden.

2) Der erweiterte Vorstand wird von der Mitgliederversammlung 
auf 2 Jahre gewählt. Zur Ausübung eines Vereinsamtes ist die 
volle Geschäftsfähigkeit erforderlich. Scheidet ein Vorstands-
mitglied während der Amtsperiode aus, so kann der Vorstand 
ein  Ersatzmitglied  für  die  restliche  Amtsdauer  des  Ausge-
schiedenen  wählen  (Selbstergänzung)  oder  eine  Personal-
union  nach Abs. 1 beschließen.

3) Die Vorstandsmitglieder bleiben auch nach dem Ablauf  ihrer 
Amtszeit bis zur Neuwahl im Amt.

4) Bei der Mitgliederversammlung abwesende Mitglieder können 
gewählt werden, wenn sie vorher ihre Bereitschaft,  das Amt 
anzunehmen, schriftlich erklärt haben.

5) Der Vorstand kann zu seinen Sitzungen weitere nicht stimm-
berechtigte Personen zur Beratung hinzuziehen.

§ 9   Zuständigkeit des erweiterten Vorstands
1) Der  erweiterte  Vorstand  ist  für  alle  Angelegenheiten  des 

Vereins  zuständig,  die  nicht  durch  diese Satzung  anderen 
Vereinsorganen vorbehalten sind. Er hat vor allem folgende 
Aufgaben:
a. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und 

Aufstellung der Tagesordnung,
b. Einberufung der Mitgliederversammlung,
c. Vollzug der Beschlüsse der Mitgliederversammlung,
d. Verwaltung des Vereinsvermögens,
e. Erstellung des Jahres- und Kassenberichts,
f. Beschlussfassung  über  die  Aufnahme  und  den  Aus-

schluss  von  Vereinsmitgliedern.  Zur  Aufnahme  neuer 
Mitglieder  nach  vorzugebenden  Kriterien  kann  ein 
einzelnes Vorstandsmitglied ermächtigt werden

g. Beschlussfassung über die Verleihung der  Ehrenmitglied-
schaft.

2) Der  erweiterte  Vorstand  kann  vereinsinterne  Organisations-
einheiten  gründen,  die  regionale  oder  fachliche  Aufgaben 
wahrnehmen. Für jede Organisationseinheit können ein oder 
mehrere  Verantwortliche  bestimmt  werden,  die  beratend  zu 
den Vorstandssitzungen hinzugezogen werden.

§ 10  Sitzungen des erweiterten Vorstands
1) Für  die  Sitzungen  des  erweiterten  Vorstands  sind  dessen 

Mitglieder vom 1. Vorsitzenden, bei seiner Verhinderung vom 
2.  Vorsitzenden,  rechtzeitig,  jedoch  mindestens  3  Tage 
vorher, per E-Mail oder schriftlich einzuladen.

2) Der erweiterte Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 
drei Mitglieder anwesend sind. Die Sitzung wird vom 1. Vor-
sitzenden,  bei  seiner  Verhinderung  vom  2.  Vorsitzenden 
geleitet.

3) Der erweiterte  Vorstand entscheidet  mit  einfacher  Mehrheit 
der  abgegebenen  gültigen  Stimmen.  Bei  Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des die Sitzung leitenden Vorstands-
mitglieds.

4) Über die Sitzungen des erweiterten Vorstands sind Protokolle 
zu erstellen. Die Niederschrift soll
a. Ort und Zeit der Vorstandssitzung,
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b. die Namen der Teilnehmer,
c. die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten.

§ 11 Kassenführung
1) Die zur  Erreichung des Vereinszwecks  erforderlichen Mittel 

werden  in  erster  Linie  aus  Beiträgen  und  Spenden  aufge-
bracht.

2) Eingebrachte  Vermögenswerte  wie  Beiträge,  Sach-  und 
Arbeitsleistungen fallen in das Vereinsvermögen und werden 
bei Beendigung der Mitgliedschaft nicht zurückerstattet.

3) Zahlungen nimmt der Schatzmeister vor, bei seiner Verhinde-
rung ein anderes Vorstandsmitglied.

4) Der  Schatzmeister  hat  über  die  Kassengeschäfte  Buch  zu 
führen und eine Jahresrechnung zu erstellen.

5) Die Jahresrechnung ist von zwei Kassenprüfern, die jeweils 
auf 2 Jahre gewählt wenden, zu prüfen. Sie ist der Mitglieder-
versammlung zur Genehmigung vorzulegen.

§ 12 Mitgliederversammlung
1) Der  Mitgliederversammlung  gehören  alle  Personen  an,  die 

zum Zeitpunkt der Einladung Mitglied des Vereins sind.
2) Jedes Mitglied hat eine Stimme.
3) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten 

zuständig:
a. Entgegennahme  der  Berichte  des  Vorstands  und  der 

Kassenprüfer,
b. Entlastung des Vorstands,
c. Festsetzung der Höhe des Jahresbeitrags,
d. Wahl  und  Abberufung  der  Vorstandsmitglieder  und  der 

Kassenprüfer,
e. Beschlussfassung  über  Änderungen  der  Satzung  und 

über die Auflösung des Vereins,
f. Beschlussfassung  über  die  Berufung  gegen  einen  Be-

schluss des Vorstands oder über einen Ausschluss
4) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jährlich mindes-

tens  einmal  statt.  Außerdem  muss  die  Mitgliederversamm-
lung einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es 
erfordert  oder  wenn die  Einberufung von einem Viertel  der 
Mitglieder  unter  Angabe  des  Zwecks  und der  Gründe vom 
Vorstand schriftlich verlangt wird.

5) Jede Mitgliederversammlung wird  vom 1.  Vorsitzenden,  bei 
seiner  Verhinderung vom 2.  Vorsitzenden,  unter  Einhaltung 
einer  Frist  von  zwei  Wochen  einberufen.  Die  Einladung 
erfolgt per E-Mail. Dabei ist die vorgesehene Tagesordnung 
mitzuteilen.  Das  Einladungsschreiben  gilt  mit  dem E-Mail-
Versand  als  zugegangen.  Jedes  Mitglied  ist  selbst  verant-
wortlich für  die Aktualität  der  gespeicherten und ihm online 
zugänglichen  E-Mail-Adresse.  Er  ist  ferner  verantwortlich 
dafür, aktiver Abonnent der Liste "Mitglieder" zu sein.

6) Jeweils  mindestens  vier  Mitglieder  können  bis  spätestens 
eine  Woche vor dem Tag der  Mitgliederversammlung beim 
Vorsitzenden schriftlich beantragen, dass weitere Angelegen-
heiten  nachträglich  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  werden. 
Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in 
der Versammlung gestellt  werden, beschließt die Mitglieder-
versammlung.

§ 13 Beschlussfassung d. Mitgliederversammlung
1) Die  Mitgliederversammlung  wird  vom  1.  Vorsitzenden,  bei 

dessen  Verhinderung  vom  2.  Vorsitzenden  oder  einem 
anderen  Vorstandsmitglied  geleitet.  Bei  Wahlen  kann  die 
Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der 
vorhergehenden  Aussprache  einem  Wahlausschuss  über-
tragen wenden.

2) Beschlussfähig ist jede ordnungsgemäß einberufene Mitglied-
erversammlung,  wenn  mindestens  1/10  aller  Vereinsmit-
glieder gem. § 12 Abs. 1 erschienen oder vertreten sind. Bei 
Beschlussunfähigkeit  ist  es  möglich,  nach einer  halbstündi-
gen Pause erneut in die ursprüngliche Tagesordnung einzu-
treten, ohne dass es einer Vertagung und/oder neuen Ladung 
bedarf.  Diese  Versammlung  hat  alle  Rechte  nach  dieser 
Satzung  und  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  erschie-
nenen Vereinsmitglieder beschlussfähig. Auf die Möglichkeit 
dieser  Eventualeinberufung  ist  in  jeder  Versammlungs-
einladung vorab hinzuweisen.

3) Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, entscheidet bei 
der  Beschlussfassung  die  einfache  Mehrheit  der  abgege-
benen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. 
Zur  Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von drei Viertel 
der  abgegebenen Stimmen und zur  Auflösung des  Vereins 
eine solche von drei Viertel erforderlich.

4) Wahlen  und  Abstimmungen  werden  durch  Handzeichen 

vorgenommen.  Sie  müssen  jedoch  geheim  durchgeführt 
werden,  wenn  ein  Viertel  der  erschienenen  Mitglieder  dies 
beantragt.

5) Über den Verlauf der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll 
aufzunehmen,  das vom Vorsitzenden und vom Schriftführer 
zu unterzeichnen ist.  Die Niederschrift  soll  Ort und Zeit der 
Versammlung,  die  Zahl  der  erschienenen  Mitglieder,  die 
Person  des  Versammlungsleiters,  die  Tagesordnung,  die 
Beschlüsse,  die  Abstimmungsergebnisse  und  die  Art  der 
Abstimmung enthalten.

6) Jedes  Mitglied kann sich in der  Mitgliederversammlung zur 
Wahrung seiner Mitgliedsrechte von einem anderen schriftlich 
dazu  bevollmächtigten  Mitglied  vertreten  lassen.  Stimmen-
häufung ist jedoch nur bis zu maximal 4 Stimmen je Mitglied 
möglich.  Juristische  Personen  können  auch  von  einem 
schriftlich  bevollmächtigten  Nichtmitglied  vertreten  werden, 
wenn der offizielle Vertreter verhindert ist.

7) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versamm-
lungsleiter kann Gäste und Presse zulassen, die Mitglieder-
versammlung  kann  durch  einfache  Mehrheit  Gäste  und 
Presse ausschließen.

§14 Datenspeicherung
Die  Daten  der  Mitglieder  werden  elektronisch  gespeichert. 
Den Zugriff hierzu haben nur Mitglied er des Vorstandes oder 
die  zur  Aufgabenerfüllung  vom  Vorstand  beauftragten 
Personen.  Dritten  werden  Daten  nur  auf  richterlichen 
Beschluss zugänglich gemacht.

§15 Haftung
Mitglieder  des  Vorstands  haften  dem  Verein  nur  für  grob 
fahrlässige und vorsätzliche Schädigung.

§16 Vergütungen für die Vereinstätigkeit
1) Die  Vereins-  und  Organämter  werden  grundsätzlich  ehren-

amtlich ausgeübt.
2) Auslagen,  die  im  Rahmen  der  Tätigkeit  für  den  Verein 

entstehen,  werden  erstattet.  Hierzu  gehören  insbesondere 
Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon usw.

3) Im Rahmen  der  haushaltsrechtlichen  Möglichkeiten  können 
Vereinsämter  auch  entgeltlich  auf  der  Grundlage  einer 
Aufwandsentschädigung  nach  §  3  Nr.  26a  EStG  ausgeübt 
werden.

4) Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach 
Abs.  3  trifft  der  Vorstand  mit  mehrheitlichem  Beschluss 
gemäß § 10 Abs. 3.

5) Der  Vorstand  ist  außerdem  ermächtigt,  Tätigkeiten  für  den 
Verein gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung oder 
Aufwandsentschädigung zu beauftragen. Maßgebend ist die 
Haushaltslage des Vereins.

6) Vergütungen  müssen  im  Einzelnen  in  der  Jahresrechnung 
nach §11 Abs. 4 ersichtlich sein

§ 17 Auflösung
1) Die  Auflösung  des  Vereins  kann  nur  in  einer  zu  diesem 

Zweck  einberufenen  Mitgliederversammlung  beschlossen 
werden.

§ 18 Schlussbestimmungen
1) Diese  Satzung  wird  auf  Verlangen  jedem  Mitglied  ausge-

händigt. Sie wird im übrigen auf der Homepage des Vereins 
veröffentlicht.

2) Sollten einzelne Bestimmungen dieser  Satzung nichtig  sein 
oder werden, so wird nicht die gesamte Satzung nichtig.

3) Der Vorstand wird ermächtigt, redaktionelle  Änderungen der 
Satzung zu beschließen.

4) Die Satzung wird mit Eintrag in das Vereinsregister gültig, die 
bisherige Satzung tritt zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft.
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